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Bekanntmachung der

H a u p t s a t z u n g der Gemeinde Mariental 

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) in seiner aktuell geltenden Fassung 

hat der Rat der Gemeinde Mariental in seiner Sitzung am 11. November 2021 folgende 

Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1
Bezeichnung, Name 

(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen "Mariental".

(2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Grasleben.

(3) Die Gemeinde  Grasleben übertragt der Samtgemeinde Grasleben gem. § 98 Abs. 1

Satz 2 NKomVG folgende Aufgaben:

Die Wirtschafts- und Tourismusförderung.

§ 2

Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

(1) Das Wappen der Gemeinde Mariental zeigt in blau über einem erniedrigten, silber-rot

geschachteten Balken zwei gekreuzte Abtstäbe.

(2) Die Farben der Flagge sind blau-gelb; sie zeigt die Symbole des Wappens.

(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Gemeinde und die Umschrift "Gemeinde

Mariental, Landkreis Helmstedt".

(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der Gemeinde ist nur mit

Genehmigung der Gemeindedirektorin / des Gemeindedirektors zulässig.

§ 3

Ratszuständigkeit 

Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 

a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, deren jährliches

Aufkommen den Betrag von 8.000,-- Euro voraussichtlich übersteigt,

b) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 8.000,-- Euro übersteigt,

c) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 8.000,-- Euro übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden

Verwaltung handelt,

195.
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d) Entscheidungen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 18 NKomVG, deren Vermögenswert hinsichtlich

des betroffenen Stiftungsvermögens die Höhe von 8.000,-- Euro übersteigt,

e) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von

3.000,-- Euro übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung

abgeschlossen werden.

§ 4

Geschäfte der laufenden Verwaltung 

Die Gemeindedirektorin / der Gemeindedirektor entscheidet gemäß § 85 Abs. 1 Ziff. 7 

NKomVG über die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Hierzu zählen solche, die nicht von 

grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind und deshalb auch keine 

besondere Beurteilung erfordern, sondern mit einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 

nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Gemeinde sachlich und 

finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 

Dazu gehören insbesondere: 

a) Die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen usw. abzuschließenden und

regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte des täglichen Verkehrs,

b) Rechtsgeschäfte und Verwaltungshandlungen, die in Durchführung bundes-, landes- 

oder ortsrechtlicher Bestimmungen vorgeschrieben oder zulässig sind,

 Heranziehung zu Gemeindeabgaben,

 Erteilung von Prozessvollmachten,

 Einreichung von Klagen vor Gerichten bis zu einem Streitwert von 10.000,-- €,

 gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche bis 10.000,-- €,

 Einlegen von Rechtsmitteln,

 Abschluss von Mietverträgen,

 Löschungsbewilligungen,

 Abtretungserklärungen sowie

 Vorrangeinräumungen,

c) Rechtsgeschäfte, bei denen im einzelnen folgende Wertgrenzen nicht überschritten

werden:

 bei Vergabe von Aufträgen im Rahmen des Haushaltsplanes unbegrenzt im Rahmen

des jeweiligen Haushaltsansatzes,

 bei Verfügungen über Gemeindevermögen 8.000,-- €,

 bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und

Auszahlungen, soweit ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt, 10.000,-- €,

 bei Abschluss von Miet- und Pachtverträgen (Jahresbeiträge) 15.000,-- €

 Veränderung von Ansprüchen (Stundung, Niederschlagung und Erlass von

Forderungen entsprechend der Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung).
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§ 5

Verwaltungsausschuss 

Dem Verwaltungsausschuss gehören neben der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister und 

den Beigeordneten die Mitglieder nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG mit beratender Stimme 

an. 

§ 6

Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

(1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche

Vertreter/innen der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der

repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Rates und des

Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung

der Sitzungen, der Verpflichtung der Ratsmitglieder und ihrer Pflichtenbelehrung

vertreten.

(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen

soll. Soll eine Reihenfolge bestehen, so führen die Vertreterinnen und Vertreter die

Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin oder stellvertretender Bürgermeister mit

einem Zusatz aus dem sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt.

§ 7

Anregungen und Beschwerden 

(1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren

Personen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu

benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen

oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden.

(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1

nicht entsprochen ist.

(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Mariental

zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss

von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Beratung den An- 

tragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für

Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen,

Erklärungen, Absichten usw.).

(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die

guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss

ohne Beratung zurückzuweisen.

(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder

Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides

ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues

Sachvorbringen enthält.
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(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss

übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG

ausschließlich zuständig ist.

§ 8

Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie

öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden soweit durch Rechtsvorschrift

nichts anderes bestimmt ist im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt verkündet bzw.

bekannt gemacht. Darüber hinaus sollen sie auf der Homepage der Samtgemeinde

Grasleben unter www.grasleben.de bereitgestellt werden.

(2) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen auf der Homepage der Samtgemeinde

Grasleben unter www.grasleben.de und in der Regel in den amtlichen Aushangkästen

der Gemeinde Mariental. Soweit auf Bekanntmachungen in den amtlichen

Aushangkästen verzichtet wird, ist dort auf die Bereitstellung im Internet und auf die

Internetadresse hinzuweisen. Bekanntmachungen der Tagesordnungen von

Gremiensitzungen erfolgen grundsätzlich ausschließlich auf der Internetseite

www.grasleben.de. Ein entsprechender Hinweis über die Bereitstellung im Internet wird

in den Aushangkästen angebracht.

§ 9

Einwohnerversammlungen 

Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einwohnerinnen und 

Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des 

Gemeindegebietes. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 

8 mindestens acht Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 

§ 10

Film- und Tonaufnahmen in öffentlichen Sitzungen des Rates 

(1) In öffentlichen Sitzungen des Rates dürfen Vertreterinnen und Vertreter der Medien

sowie die Verwaltung Film- und Tonaufnahmen von den Mitgliedern der Vertretung mit

dem Ziel der Veröffentlichung anfertigen. Die Anfertigung der Aufnahmen ist der

Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vor dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder

er hat die Mitglieder des Rates zu Beginn der Sitzung darüber zu informieren.

(2) Ratsfrauen und Ratsherren können verlangen, dass die Aufnahme ihres Redebeitrages

oder die Veröffentlichung der Aufnahme unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der

Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu

dokumentieren. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner

Ordnungsgewalt (§ 63 NKomVG) dafür Sorge zu tragen, dass die Aufnahmen

unterbleiben.

(3) Film- und Tonaufnahmen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates,

insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten der

Samtgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben.
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(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt

davon unberührt.

§ 11

Inkrafttreten 

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Hauptsatzung der Gemeinde Mariental vom 17.11.2016 1außer Kraft. 

Mariental, 11. November 2021 

gez. Klein  gez. Oertel 
______________________________  ______________________________ 
Bürgermeister    Gemeindedirektorin 

ABl.-Nr. 77 vom 09.12.2021
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Bekanntmachung der 

H a u p t s a t z u n g der Gemeinde Rennau 

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) in seiner aktuell geltenden Fassung 

hat der Rat der Gemeinde Rennau in seiner Sitzung am 10. November 2021 folgende 

Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1
Bezeichnung, Name 

(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen "Rennau".

(2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Grasleben.

(3) Die Gemeinde Rennau übertragt der Samtgemeinde Grasleben gem. § 98 Abs. 1 Satz 2

NKomVG folgende Aufgaben:

Die Wirtschafts- und Tourismusförderung. 

§ 2

Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

(1) Das Wappen der Gemeinde Rennau zeigt in gelb einen blau-gelben Hasenkopf in einem

blauen Winkel.

(2) Die Farben der Flagge sind blau-gelb.

(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Gemeinde und die Umschrift "Gemeinde

Rennau, Landkreis Helmstedt".

(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der Gemeinde ist nur mit

Genehmigung der Gemeindedirektorin / des Gemeindedirektors zulässig.

§ 3

Ratszuständigkeit 

Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 

a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, deren jährliches

Aufkommen den Betrag von 8.000,-- Euro voraussichtlich übersteigt,

b) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 8.000,-- Euro übersteigt,

c) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 8.000,-- Euro übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden

Verwaltung handelt,

196.
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d) Entscheidungen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 18 NKomVG, deren Vermögenswert hinsichtlich

des betroffenen Stiftungsvermögens die Höhe von 8.000,-- Euro übersteigt,

e) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von

3.000,-- Euro übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung

abgeschlossen werden.

§ 4

Geschäfte der laufenden Verwaltung 

Die Gemeindedirektorin / der Gemeindedirektor entscheidet gemäß § 85 Abs. 1 Ziff. 7 

NKomVG über die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Hierzu zählen solche, die nicht von 

grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind und deshalb auch keine 

besondere Beurteilung erfordern, sondern mit einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 

nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Gemeinde sachlich und 

finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 

Dazu gehören insbesondere: 

a) Die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen usw. abzuschließenden und

regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte des täglichen Verkehrs,

b) Rechtsgeschäfte und Verwaltungshandlungen, die in Durchführung bundes-, landes- 

oder ortsrechtlicher Bestimmungen vorgeschrieben oder zulässig sind,

 Heranziehung zu Gemeindeabgaben,

 Erteilung von Prozessvollmachten,

 Einreichung von Klagen vor Gerichten bis zu einem Streitwert von 10.000,-- €,

 gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche bis 10.000,-- €,

 Einlegen von Rechtsmitteln,

 Abschluss von Mietverträgen,

 Löschungsbewilligungen,

 Abtretungserklärungen sowie

 Vorrangeinräumungen,

c) Rechtsgeschäfte, bei denen im einzelnen folgende Wertgrenzen nicht überschritten

werden:

 bei Vergabe von Aufträgen im Rahmen des Haushaltsplanes unbegrenzt im Rahmen

des jeweiligen Haushaltsansatzes,

 bei Verfügungen über Gemeindevermögen 8.000,-- €,

 bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und

Auszahlungen, soweit ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt, 10.000,-- €,

 bei Abschluss von Miet- und Pachtverträgen (Jahresbeiträge) 15.000,-- €

 Veränderung von Ansprüchen (Stundung, Niederschlagung und Erlass von

Forderungen entsprechend der Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung).
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§ 5

Verwaltungsausschuss 

Dem Verwaltungsausschuss gehören neben der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister und 

den Beigeordneten die Mitglieder nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG mit beratender Stimme 

an. 

§ 6

Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

(1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche

Vertreter/innen der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der

repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Rates und des

Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung

der Sitzungen, der Verpflichtung der Ratsmitglieder und ihrer Pflichtenbelehrung

vertreten.

(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen

soll. Soll eine Reihenfolge bestehen, so führen die Vertreterinnen und Vertreter die

Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin oder stellvertretender Bürgermeister mit

einem Zusatz aus dem sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt.

§ 7

Anregungen und Beschwerden 

(1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren

Personen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu

benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen

oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden.

(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1

nicht entsprochen ist.

(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Rennau zum

Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss von

der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder

Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die weder

Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, Erklärungen, Absichten

usw.).

(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die

guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss

ohne Beratung zurückzuweisen.

(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder

Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides

ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues

Sachvorbringen enthält.

- 527 -



4 

(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss

übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG

ausschließlich zuständig ist.

§ 8

Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie

öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden soweit durch Rechtsvorschrift

nichts anderes bestimmt ist im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt verkündet bzw.

bekannt gemacht. Darüber hinaus sollen sie auf der Homepage der Samtgemeinde

Grasleben unter www.grasleben.de bereitgestellt werden.

(2) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen auf der Homepage der Samtgemeinde

Grasleben unter www.grasleben.de und in den amtlichen Aushangkästen der Gemeinde

Rennau. Soweit auf Bekanntmachungen in den amtlichen Aushangkästen verzichtet

wird, ist dort auf die Bereitstellung im Internet und auf die Internetadresse hinzuweisen.

Bekanntmachungen der Tagesordnungen von Gremiensitzungen erfolgen grundsätzlich

ausschließlich auf der Internetseite www.grasleben.de. Ein entsprechender Hinweis über

die Bereitstellung im Internet wird in den Aushangkästen angebracht.

§ 9

Einwohnerversammlungen 

Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einwohnerinnen und 

Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des 

Gemeindegebietes. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 

8 mindestens acht Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 

§ 10

Film- und Tonaufnahmen in öffentlichen Sitzungen des Rates 

(1) In öffentlichen Sitzungen des Rates dürfen Vertreterinnen und Vertreter der Medien

sowie die Verwaltung Film- und Tonaufnahmen von den Mitgliedern der Vertretung mit

dem Ziel der Veröffentlichung anfertigen. Die Anfertigung der Aufnahmen ist der

Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden vor dem Beginn der Sitzung anzuzeigen. Sie oder

er hat die Mitglieder des Rates zu Beginn der Sitzung darüber zu informieren.

(2) Ratsfrauen und Ratsherren können verlangen, dass die Aufnahme ihres Redebeitrages

oder die Veröffentlichung der Aufnahme unterbleibt. Das Verlangen ist gegenüber der

Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden geltend zu machen und im Protokoll zu

dokumentieren. Die Vorsitzende oder der Vorsitzende hat im Rahmen seiner

Ordnungsgewalt (§ 63 NKomVG) dafür Sorge zu tragen, dass die Aufnahmen

unterbleiben.

(3) Film- und Tonaufnahmen von anderen Personen als den Mitgliedern des Rates,

insbesondere von Einwohnerinnen und Einwohnern sowie von Beschäftigten der

Samtgemeinde, sind nur zulässig, wenn diese Personen eingewilligt haben.
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(4) Die Zulässigkeit von Tonaufnahmen zum Zwecke der Erstellung des Protokolls bleibt

davon unberührt.

§ 11

Inkrafttreten 

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Hauptsatzung der Gemeinde Rennau vom 16.11.2016 außer Kraft. 

Rennau, 10. November 2021 

gez. Michel  gez. Nitsche  
______________________________  ______________________________ 
Bürgermeister   Gemeindedirektor 

ABl.-Nr. 77 vom 09.12.2021
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Bekanntmachung der

H a u p t s a t z u n g der Gemeinde Grasleben 

Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 

(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576) in seiner aktuell geltenden Fassung 

hat der Rat der Gemeinde Grasleben in seiner Sitzung am 08. November 2021 folgende 

Hauptsatzung beschlossen: 

§ 1

Bezeichnung, Name 

(1) Die Gemeinde führt die Bezeichnung und den Namen "Grasleben".

(2) Sie ist Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde Grasleben.

(3) Die Gemeinde  Grasleben übertragt der Samtgemeinde Grasleben gem. § 98 Abs. 1

Satz 2 NKomVG folgende Aufgaben:

Die Wirtschafts- und Tourismusförderung.

§ 2

Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

(1) Das Wappen der Gemeinde Grasleben zeigt in silber einen grünen Schräglinksbalken,

belegt mit einem silbernen Salzhaken.

(2) Die Farben der Flagge sind grün - weiß. Sie enthält auf grün-weißem Feld das Wappen

der Gemeinde Grasleben in seinen Farben.

(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Gemeinde und die Umschrift "Gemeinde

Grasleben, Landkreis Helmstedt".

(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der Gemeinde ist nur mit

Genehmigung der Gemeindedirektorin / des Gemeindedirektors zulässig.

§ 3

Ratszuständigkeit 

Der Beschlussfassung des Rates bedürfen 

a) die Festlegung privater Entgelte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 8 NKomVG, deren jährliches

Aufkommen den Betrag von 8.000,-- Euro voraussichtlich übersteigt,

b) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 8.000,-- Euro übersteigt,

c) Rechtsgeschäfte i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 16 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe

von 8.000,-- Euro übersteigt, soweit es sich nicht um Geschäfte der laufenden

Verwaltung handelt,

197.
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d) Entscheidungen i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 18 NKomVG, deren Vermögenswert hinsichtlich

des betroffenen Stiftungsvermögens die Höhe von 8.000,-- Euro übersteigt,

e) Verträge i. S. d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe von

3.000,-- Euro übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen Ausschreibung

abgeschlossen werden.

§ 4

Geschäfte der laufenden Verwaltung 

Die Gemeindedirektorin / der Gemeindedirektor entscheidet gemäß § 85 Abs. 1 Ziff. 7 

NKomVG über die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Hierzu zählen solche, die nicht von 

grundsätzlicher, über den Einzelfall hinausgehender Bedeutung sind und deshalb auch keine 

besondere Beurteilung erfordern, sondern mit einer gewissen Regelmäßigkeit wiederkehren, 

nach feststehenden Verwaltungsregeln erledigt werden und für die Gemeinde sachlich und 

finanziell nicht von erheblicher Bedeutung sind. 

Dazu gehören insbesondere: 

a) Die nach feststehenden Tarifen, Richtlinien, Ordnungen usw. abzuschließenden und

regelmäßig wiederkehrenden Geschäfte des täglichen Verkehrs,

b) Rechtsgeschäfte und Verwaltungshandlungen, die in Durchführung bundes-, landes- 

oder ortsrechtlicher Bestimmungen vorgeschrieben oder zulässig sind,

 Heranziehung zu Gemeindeabgaben,

 Erteilung von Prozessvollmachten,

 Einreichung von Klagen vor Gerichten bis zu einem Streitwert von 10.000,-- €,

 gerichtliche und außergerichtliche Vergleiche bis 10.000,-- €,

 Einlegen von Rechtsmitteln,

 Abschluss von Mietverträgen,

 Löschungsbewilligungen,

 Abtretungserklärungen sowie

 Vorrangeinräumungen,

c) Rechtsgeschäfte, bei denen im einzelnen folgende Wertgrenzen nicht überschritten

werden:

 bei Vergabe von Aufträgen im Rahmen des Haushaltsplanes unbegrenzt im Rahmen

des jeweiligen Haushaltsansatzes,

 bei Verfügungen über Gemeindevermögen 8.000,-- €,

 bei der Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Aufwendungen und

Auszahlungen, soweit ein unabweisbares Bedürfnis vorliegt, 10.000,-- €,

 bei Abschluss von Miet- und Pachtverträgen (Jahresbeiträge) 15.000,-- €

 Veränderung von Ansprüchen (Stundung, Niederschlagung und Erlass von

Forderungen entsprechend der Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung).
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§ 5

Verwaltungsausschuss 

Dem Verwaltungsausschuss gehören neben der Bürgermeisterin / dem Bürgermeister und 

den Beigeordneten die Mitglieder nach § 74 Abs. 1 Nr. 3 NKomVG mit beratender Stimme 

an. 

§ 6

Vertretung der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters nach § 81 Abs. 2 NKomVG 

(1) Der Rat wählt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten zwei ehrenamtliche

Vertreter/innen der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters, die sie oder ihn bei der

repräsentativen Vertretung der Gemeinde, bei der Einberufung des Rates und des

Verwaltungsausschusses einschließlich der Aufstellung der Tagesordnung, der Leitung

der Sitzungen, der Verpflichtung der Ratsmitglieder und ihrer Pflichtenbelehrung

vertreten.

(2) Der Rat beschließt über die Reihenfolge der Vertretung, sofern eine solche bestehen

soll. Soll eine Reihenfolge bestehen, so führen die Vertreterinnen und Vertreter die

Bezeichnung stellvertretende Bürgermeisterin oder stellvertretender Bürgermeister mit

einem Zusatz aus dem sich die Reihenfolge der Vertretungsbefugnis ergibt.

§ 7

Anregungen und Beschwerden 

(1) Werden Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von mehreren

Personen bei der Gemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so haben sie eine Person zu

benennen, die sie gegenüber der Gemeinde vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen

oder Antragstellern können bis zu zwei Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden.

(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des Absatzes 1

nicht entsprochen ist.

(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Gemeinde Grasleben

zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss

von der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister ohne Beratung den An- 

tragstellerinnen oder Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für

Eingaben, die weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen,

Erklärungen, Absichten usw.).

(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen die

guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den Verwaltungsausschuss

ohne Beratung zurückzuweisen.

(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antragsbegehren

Gegenstand eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder

Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder Bürgerentscheides

ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder Beschwerden kein neues

Sachvorbringen enthält.

(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem Verwaltungsausschuss
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übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG 

ausschließlich zuständig ist. Der Rat und der Verwaltungsausschuss können 

Anregungen oder Beschwerden zur Mitberatung an die zuständigen Fachausschüsse 

überweisen. 

§ 8

Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie

öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde werden soweit durch Rechtsvorschrift

nichts anderes bestimmt ist im Amtsblatt für den Landkreis Helmstedt verkündet bzw.

bekannt gemacht. Darüber hinaus sollen sie auf der Homepage der Samtgemeinde

Grasleben unter www.grasleben.de bereitgestellt werden.

(2) Ortsübliche Bekanntmachungen erfolgen auf der Homepage der Samtgemeinde

Grasleben unter www.grasleben.de und in der Regel in den amtlichen Aushangkästen

der Gemeinde Grasleben. Soweit auf Bekanntmachungen in den amtlichen

Aushangkästen verzichtet wird, ist dort auf die Bereitstellung im Internet und auf die

Internetadresse hinzuweisen. Bekanntmachungen der Tagesordnungen von

Gremiensitzungen erfolgen grundsätzlich auf der Internetseite www.grasleben.de und in

dem Aushangkasten am Rathaus der Samtgemeinde Grasleben. In den übrigen

Aushangkästen wird ein entsprechender Hinweis über die Bereitstellung im Internet und

im Aushangkasten am Rathaus angebracht.

§ 9

Einwohnerversammlungen 

Bei Bedarf unterrichtet die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister die Einwohnerinnen und 

Einwohner durch Einwohnerversammlungen für die ganze Gemeinde oder für Teile des 

Gemeindegebietes. Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 

8 mindestens acht Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 

§ 10

Inkrafttreten 

Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

Hauptsatzung der Gemeinde Grasleben vom 14.11.2016 außer Kraft. 

Grasleben, 08. November 2021 

gez. Strauß  gez. Janze 

______________________________  ______________________________ 
Bürgermeister   Gemeindedirektor 
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199.  Öffentliche Bekanntmachung 
über die Bestellung von sechs bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger 

 
 

 
Gemäß § 10 Abs. 2 Schornsteinfeger-Handwerksgesetz (SchfHwG) vom 26.11.2008 (BGBl. I S. 
2242) in der derzeit geltenden Fassung, werden die folgenden Bestellungen zum 
bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger mit Wirkung zum 01.01.2022 öffentlich bekannt 
gegeben: 
 

• Herrn Mike Cohn, Poststraße 11, 38372 Büddenstedt für den Kehrbezirk 10506, 
• Herrn Michael Golla, Glückaufstraße 15, 38364 Schöningen für den Kehrbezirk 10508, 
• Herrn Hans-Joachim Bode, Annabergstraße 1, 38364 Schöningen für den Kehrbezirk 

10510, 
• Herrn Karsten Bahr, Alte Schwanefelder Weg 28, 38350 Helmstedt für den Kehrbezirk 

10511, 
• Herrn Frank Burghardt, Hinter den Höfen 18, 38464 Groß Twülpstedt für den Kehrbezirk 

10901, 
• Herrn Günter Weise, Ostring 19C, 38358 Velpke für den Kehrbezirk 10906. 

 
Die Bestellungen erfolgen gemäß § 10 Abs. 1 SchfHwG befristet auf sieben Jahre, enden jedoch 
spätestens mit Ablauf des Monats, in dem die bestellte Person das 67. Lebensjahr vollendet.  Sie 
enden daher mit Ablauf des 31.12.2028 bzw. für Herrn Mike Cohn mit Ablauf des 30.11.2027, für 
Herrn Hans-Joachim Bode mit Ablauf des 31.03.2028 und Herr Günter Weise mit Ablauf des 
30.09.2027. 
 
Landkreis Helmstedt, 07.12.2021 
Bauaufsicht, Denkmal- und Immissionsschutz 
- Schornsteinfegerwesen – 
 
 
 
ABl.-Nr. 77 vom 09.12.2021 
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200. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt
hier: Ausschuss für berufs- und allgemeinbildende Schulen
Am Dienstag, dem 14.12.2021, findet um 16.00 Uhr im Luthersaal, Batteriewall 11, 
38350 Helmstedt, eine öffentliche Sitzung des Ausschusses für berufs- und allge-
meinbildende Schulen statt.
Tagesordnung:

1. Eröffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit

3. Feststellung der Tagesordnung

4. Genehmigung des Protokolls der 18. öffentlichen Sitzung des Ausschus-
ses für berufs- und allgemeinbildende Schulen am 07.09.2021

5. Einwohnerfragestunde
Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises Helmstedt 
zu Beratungsgegenständen der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten 
des Landkreises Helmstedt

6. Mitteilungen des Landrates über wichtige Angelegenheiten

7. Anfragen von Ausschussmitgliedern / Kreistagsmitgliedern

8. Anträge

9. Mdl. Sachstandsbericht zur Digitalisierung

10. Durchführung der künftigen Sitzungen des Ausschusses für berufs- und 
allgemeinbildende Schulen in den landkreiseigenen Schulen

11. Umwandlung der Hauptschule Eichendorffsschule Schöningen in eine 
Oberschule

12. Bildung einer Steuerungsgruppe Schulentwicklungsplanung

13. Einwohnerfragestunde
Fragen von Einwohnerinnen und Einwohnern des Landkreises Helmstedt 
zu Beratungsgegenständen der Sitzung oder zu anderen Angelegenheiten 
des Landkreises Helmstedt

14. Schließung der Sitzung 

Helmstedt, den 29.11.2021 

LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 

gez. Radeck 
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201. Ausschüsse des Landkreises Helmstedt 
 hier: Sitzung des Kreistages 

 
Am Mittwoch, dem 15.12.2021, findet um 16.00 Uhr in der Börnekenhalle, Zum Bör-
necken 25, 38165 Lehre, eine öffentliche Sitzung des Kreistages statt. 
 
Tagesordnung: 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
 
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
3. Feststellung der Tagesordnung 
 
4. Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 02.11.2021 

 
5. Einwohnerfragestunde 
 
6. Mitteilungen des Landrates über wichtige Angelegenheiten 
 
7. Anfragen  
 
8.  Anträge  
 
8.1  Antrag der CDU-Kreistagsfraktion vom 29.11.2021 
 hier: Dauerhafter Erhalt der Förderschule Lernen (Wichernschule) im Landkreis 

Helmstedt 
 
9. Neufassung der Hauptsatzung des Landkreises Helmstedt 
 
10. Neufassung der Satzung des Landkreises Helmstedt über Aufwandsentschädi-

gungen, Auslagenersatz, Verdienstausfall und Reisekosten für Kreistagsabge-
ordnete und ehrenamtlich Tätige 

 
11. Satzungsänderung Geschäftsbereich Jugend 
 
12. Neufassung der Geschäftsordnung für den Kreistag, den Kreisausschuss, die 

Ausschüsse des Kreistages und die aufgrund besonderer Rechtsvorschriften 
gebildeten Ausschüsse und Beiräte des Landkreises Helmstedt 

 
13. Bekanntgabe einer Eilentscheidung gemäß § 89 Satz 2 NKomVG 
 hier: Wahl von Vertreterinnen und Vertretern des Landkreises Helmstedt in die 

Verbandsversammlung des Regionalverbandes „Großraum Braunschweig“ 
 
14. Wahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter für das Niedersächsische 

Oberverwaltungsgericht 
 hier: Amtszeit vom 27. April 2022 bis zum 26. April 2027 
 
15. Neuwahl der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter des Senats für Flurbe-

reinigung (Flurbereinigungsgericht) bei dem Niedersächsischen Oberverwal-
tungsgericht 

 hier: Amtszeit vom 24. August 2022 bis zum 23. August 2027 
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16. Berufung eines Mitgliedes des Jugendhilfeausschusses 
 
17. Besetzung des Ausschusses für berufs- und allgemeinbildende Schulen 
 
18. Bestimmung von Vertreterinnen/Vertretern des Landkreises Helmstedt in der 

Landkreisversammlung des Niedersächsischen Landkreistages 
 
19. Bestimmung von drei neu zu wählenden Mitgliedern des Aufsichtsrates der 

Kreis-Wohnungsbaugesellschaft Helmstedt mbH 
 
20. Wahl von Vertretern/Vertreterinnen des Landkreises Helmstedt in Gesellschaf-

terversammlungen und Aufsichtsräten oder deren gleichgestellten Organen von 
wirtschaftlichen oder nicht wirtschaftlichen Unternehmen bzw. sonstigen Ein-
richtungen 

 hier: Wirtschaftsregion Helmstedt 
 
21. Wahl von Vertretern/Vertreterinnen des Landkreises Helmstedt in Gesellschaf-

terversammlungen und Aufsichtsräten oder deren gleichgestellten Organen von 
wirtschaftlichen oder nicht wirtschaftlichen Unternehmen bzw. sonstigen Ein-
richtungen 

 hier: Verein Kommunen in der Metropolregion Hannover Braunschweig Göttin-
gen Wolfsburg e. V. 

 
22. Wahl von Vertretern/Vertreterinnen des Landkreises Helmstedt in Gesellschaf-

terversammlungen und Aufsichtsräten oder deren gleichgestellten Organen von 
wirtschaftlichen oder nicht wirtschaftlichen Unternehmen bzw. sonstigen Ein-
richtungen 

 hier: Flughafen Braunschweig-Wolfsburg GmbH 
 
23. Wahl von Vertretern/Vertreterinnen des Landkreises Helmstedt in Gesellschaf-

terversammlungen und Aufsichtsräten oder deren gleichgestellten Organen von 
wirtschaftlichen oder nicht wirtschaftlichen Unternehmen bzw. sonstigen Ein-
richtungen 

 hier: Allianz für die Region GmbH 
 
24. Zusammenschluss der Mitgliedsverbände des Aller-Ohre-Verbandes zu einem 

Unterhaltsverband mit Wasser und Bodenverband 
 
25. Beschluss über den Jahresabschluss 2016 
 
26. Entlastungserteilung für das Haushaltsjahr 2016 
 
27. Fortführung des Pro-Aktiv-Centers Helmstedt (PACE) – vorbehaltlich zur Verfü-

gung stehender Haushaltsmittel – ab dem  01.07.2022 
 

28. Abfallwirtschaft im Landkreis Helmstedt 
 hier: Änderung der Abfallentsorgungs- und Abfallgebührensatzung für das Jahr 

2022 
 
29. Weiterführung einer gemeinsamen Hebammenzentrale mit der Stadt Braun-

schweig und dem Landkreis Wolfenbüttel 
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30. Gesundheitsregion Landkreis Helmstedt 
 
31. Änderung der Richtlinie zur Förderung der Ansiedlung von Ärztinnen und Ärzten 

im Landkreis Helmstedt 
 
32. Schriftlich vorliegende Anregungen und Beschwerden zu Angelegenheiten des 

Landkreises Helmstedt 
 
33. Einwohnerfragestunde 

 
34. Schließung der Sitzung 
 
 
Helmstedt, den 03.12.2021 
 
LANDKREIS HELMSTEDT 
Der Landrat 
 
gez. Radeck 
 
 
 

 ABl.-Nr. 77 vom 09.12.2021 
 
 
 
 
 
Im Fall einer Ergänzung vorstehender Tagesordnungen kann jeweils die vollstän-
dige Tagesordnung im Dienstgebäude des Landkreises Helmstedt, Südertor 6, Zim-
mer 113, eingesehen werden. 
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